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Man muss das internationale mobile Kapital hätscheln, wenn
man Arbeitsplätze schaffen will
Hans-Werner Sinn, Präsident des deutschen Ifo-Instituts, Sozialismus,
5/2005

Die Geschichte hat gezeigt, dass der Kapitalismus ein außeror-
dentlich elastisches, hartnäckiges und zähes System ist, viel-
leicht weil seine treibende Kraft unter so weiten Teilen der Be-
völkerung verbreitet ist und nicht in der Hand einer kleinen
regierenden Elite liegt.
Robert Heilbronner, Nationalökonom

In der globalen Wirtschaft herrscht die pure Anarchie. Die Gier
zerfrisst den Herrschern ihre Gehirne.
Heiner Geissler, Ex-Generalsekretär der CDU, Die Zeit
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Das Weltproletariat am Opernball?

Nachdem sich der ÖGB-Bundesvorstand bei seiner letzten
Sitzung gegen die Stimmen von UG und GLB für die Ratifizie-
rung des EU-Vertrages ausgesprochen hatte, wurde
Hundstorfer, seines Zeichens ÖGB-Präsident, unter dem Ta-
gesordnungspunkt  „Allfälliges“ locker. Er teilte mit, dass er
und sein Präsidentenkollege Christoph Leitl von der Wirt-
schaftskammer nach New York zur UNO fliegen würden, um
dort für die Errichtung einer „globalen Sozialpartnerschaft“ zu
werben.
Kaum zu Ende gesprochen ging ein abfälliges „Geeehhh“ und
„Wääääähhh“ durch den Sitzungssaal, quer durch alle Frak-
tionen. Es war deutlich hörbar, dass der ehemalige österrei-
chische Exportschlager Sozialpartnerschaft heute nicht mal
mehr bei den  Bundesvorstandsmitgliedern auf breite Akzep-
tanz stößt, sondern als Ladenhüter belächelt wird.
Auf die Frage, wer denn auf diese Schnapsidee gekommen
sei, löste Hundstorfer unter den Anwesenden schallendes Ge-
lächter aus, als er erklärte, die Idee zu dieser globalen Sozial-
partnerschaft sei beim heurigen Opernball entstanden. Zu sei-
ner Entschuldigung merkte er gleich an, dass er selbst nicht am
Opernball gewesen sei.
Wenn nun Kaiser Hu nicht am Opernball war, wer hat dann
mit Christoph Leitl dort die internationale Sozialpartnerschaft
vereinbart? Konzernchefs und Spitzenmanager waren ja ge-
nug dort. Haben die Akteure etwa zu tief ins Champagnerglas
geschaut? Wenn es stimmt, was sie behaupten, so beruht die
Sozialpartnerschaft immer auf Gegenseitigkeit. Also, welche
ÖGB-FunktionärInnen waren am Opernball, um dort die Idee
des Exports dieses österreichischen Ladenhüters mit entste-
hen zu lassen? Oder war das bloß wieder mal die Idee von
Wirtschaftskämmerern, welche sogleich vom ÖGB-
Sozialpartnerpräsidenten willfährig aufgegriffen und umgesetzt
wird?
Aber, lieber Herr ÖGB-Präsident, Man(n) muss nicht bei je-
dem Sautreiben dabei sein, Wien ist nicht New York und die
österreichische Sozialpartneroperette ist für den neoliberalen
globalen Markt nicht geeignet.

Apr opos Str eik
ÖGB-Präsident Hundstorfer erklärt, dass das
Streikrecht durch den EU-Vertrag nicht gefährdet
ist. GMTN-Chef Foglar meint korrigierend, dass
es in Österreich eigentlich gar kein Streikrecht gibt.
Was beide nicht sagen ist, dass ohnehin nicht ge-
streikt wird. Wie „massiv“ (Hundstorfer) sich der
ÖGB gegen Lohn- und Sozialdumping einsetzt wi-
derspiegeln die sinkende Lohnquote und stagnie-
rende Realeinkommen. Fakt bleibt, dass der Eu-
ropäische Gerichtshof durch seine Urteile berech-
tigten Widerstand gegen Lohn- und Sozialdumping
verbietet. Das wird mit den im EU-Vertrag fest-
geschriebenen „Freiheiten“ verstärkt. Ob das den
GewerkschafterInnen im Parlament bei ihrer Zu-
stimmung zu diesem Vertrag bewusst war?

Soziale Mindeststandarts in Europa

Europa im Streik

Arbeitsbedingungen in Sri Lanka

Plai Fair
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Türkische Migranten

Offener Brief an Regierung

Die kämpferische Seite des ÖGB
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Von Lutz Holzinger

Vorläufig ein Phantom

Neoliberaler Sozialabbau und globale Dimension der Kapitalverwertung
verlangen eine Internationalisierung der Gewerkschaftsbewegung. Sie
ist bisher über die Errichtung wirkungsloser Koordinationsbüros nicht
hinaus gekommen. Eine Analogie mit dem Versagen der II. Internationa-
le vor dem ersten Weltkrieg liegt nahe.

Global wird tagtäglich im Kampf ge-
gen Hunger, Kindersterben und Armut
mehr als ein Weltkrieg ausgetragen.
Offenkundig ist es aber schwierig, die
Interessenvertretung der unselbständig
Erwerbstätigen übernational wahrzu-
nehmen und Arbeitskämpfe über Lan-
desgrenzen hinweg zu koordinieren.
Konzernbetriebsratskörperschaften
haben bisher kaum wirksame Aktionen
auf EU-Ebene gestartet, obwohl es
genug Anlässe wie die fortwährende
Arbeitsplatzvernichtung im europäi-
schen Maßstab gäbe.
Derartige Konzernmaßnahmen brau-
chen bloß an unterschiedlichen Stand-
orten in ungleichem Ausmaß eingelei-
tet werden und schon hütet sich der viel
beschworene „starke Arm“ davor, „alle
Räder still zu stellen“. Gemeinsame
Kämpfe mit erfolgreichem Ergebnis hat
es bisher kaum gegeben – weder bei
Siemens noch bei Nokia, weder bei
VW noch bei Opel/Vauxhall usw.

Einzelstaatliche Nabelschau

Die Bereitschaft der Werktätigen zur
gewerkschaftlichen Organisation leidet
darunter, wenn ihre Interessen von den
Gewerkschaften nicht energisch genug
vertreten werden. Die Erfindung der
Nationalstaaten im Europa des 19.
Jahrhunderts hat, auch wenn die
Weltkriegsgesinnung hoffentlich über-
wunden werden konnte, weiterhin ka-
tastrophale Nachwirkungen. Die
einzelstaatliche Nabelschau entpuppt
sich als geographische Kategorie, in der
die Werktätigen sich spiegeln und von
den Gewerkschaften wahrgenommen

werden. Dies ist der Nährboden für die
Erfolge der rechten Parteien mit dem
Ausländerthema.
Die Vergesellschaftung der Kapital-
verwertung ist nach Marx eines der
wesentlichsten Bewegungsgesetze des
Kapitalismus und erklärt auch die
Globalisierungsspirale. Das Wirken die-
ses Motors der wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Entwicklung bedingt
die seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs an den Tag gelegte Vitalität die-
ses Systems, das vorläufig trotz Kri-
senanfälligkeit extrem robust erscheint.
Eine treibende Kraft der Vergesell-
schaftung, die vor allem als immer wei-
ter verzweigte und differenzierte Ar-
beitsteilung wirkt, ist der Zwang zur
profitablen Anlage immer größerer
Quanten von Kapital, die im Zuge des
Verwertungsprozesses vorübergehend
brach liegen. (So strömt der steigende
Anteil des fixen Kapitals, das in Anla-
gen und Bauten steckt, nur zizerlweis
zurück und muss bis zu seiner Nutzung
für die Erneuerung und Modernisierung
der Produktion geparkt werden.) Das
erklärt u.a. die stark steigende Tendenz
zur Finanzspekulation als „Zwischen-
veranlagung“.

97 Prozent Spekulationsgeschäfte

Nur drei Prozent der Transaktionen auf
dem internationalen Devisenmarkt die-
nen dem realen Warenverkehr, der
Rest sind reine Spekulationsgeschäfte,
bei denen Gewinne aufgrund von kurz-
fristigen Kursschwankungen angepeilt
werden. Die Attac-Aktivistin Cornelia
Staritz weist in ihrem Buch

„Tobinsteuer - Sand ins Getriebe der
Finanzmärkte und Einnahmen für Ent-
wicklung“ darauf hin, dass „im Jahr
2004 1,9 Billionen US-Dollar pro Tag
gehandelt wurden. Der Devisenhandel
pro Arbeitstag war fast genauso hoch
wie der gesamte Devisenbestand am
Jahresende.“
Abgesehen von den Finanzmärkten (für
Kredite, Wertpapiere und Devisen), die
seit ihrer Liberalisierung in den 70er
Jahren geradezu explodiert sind, steigt
die Arbeitsteilung auch in der industri-
ellen Produktion weiter gewaltig an. Ein
Musterbeispiel ist die Autoindustrie:
Die Produktionsstandorte nehmen
sprunghaft zu: Produziert wird in jedem
Erdteil, der einen nennenswerter Ab-
satz verspricht. Gleichzeitig geht der
Fertigungsanteil der Autohersteller zu-
gunsten der Zulieferer zurück, die mitt-
lerweile komplexe Komponenten pro-
duzieren und in die Entwicklung neuer
Modelle eingebunden werden. Diese
Entwicklung geht so rasch über die
Bühne, dass sie von Betriebsratsspitzen
und Spitzengewerkschaftern kaum
wahrgenommen werden, auch wenn sie
nicht mit Sonderzuwendungen (wie bei
VW) „blind“ gemacht werden.
Die Wahrheit ist, dass in der Arbeiter-
und Gewerkschaftsbewegung seit je her
über transnationale Zusammenarbeit
und internationale Solidarität groß ge-
redet wird, hinter den einschlägigen
Phrasen jedoch die absolute Leere
gähnt. Von Kooperation ist nichts zu
bemerken, wenn es um die Wurst geht.
Wie alle vom Kapital angestoßenen
Prozesse realisiert die Vergesellschaf-
tung sich hinter dem Rücken aller Be
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teiligten. Nur wenn die Organisationen
der Beschäftigten künftig dafür sorgen,
wissenschaftliche Institutionen zur Ana-
lyse und zum besseren Verständnis der-
artiger Entwicklungen auf die Beine zu
stellen, könnten die Voraussetzungen
dafür geschaffen werden, sie zum Wohl
und nicht zum Schaden der Werktäti-
gen zu nutzen.

Nur auf dem Papier…

Das Arsenal der Gewerkschaftsbewe-
gung ist an sich gut bestückt mit De-
klarationen für Alternativen zur neo-
liberalen Entwicklung. Aber die
Gewerkschaftsspitzen scheren sich
nicht um die Umsetzung praktikabler
Alternativen. In einen Beitrag von
Margaret Mönig-Raane für die DGB-
Broschüre „Globalisierung im Focus“
aus dem Jahr 2002 wird als Zielset-
zung der Gewerkschaften „eine sozia-
le, ökologische und demokratische
Gestaltung der Globalisierung und der
gesellschaftlichen Entwicklung auf al-
len Ebenen“ bezeichnet. Angepeilt wird
„eine Veränderung der Kräfteverhält-
nisse und der wirtschafts- und sozial-
politischen Ausrichtung in den  hoch-
entwickelten Ländern.“
Mönig-Raane: „Erster Kernpunkt ei-
ner Alternative ist ein Kurswechsel der
Wirtschafts- und Sozialpolitik hierzu-
lande und in den anderen OECD-Län-
dern. Die Wirtschaftspolitik muss auf
Stärkung der Binnennachfrage durch
mehr Massenkaufkraft und öffentliche
Investitionen gerichtet sein. Eine Ko-
ordination der Wirtschaftspolitik inner-
halb der EU in diesem Sinn ist vorzu-
treiben. Steuer- und Sozialdumping
müssen verhindert und eine angemes-
sene Besteuerung von Unternehmen,
Kapitalerträgen und großen Vermögen
sicher gestellt werden. Wir brauchen
Arbeitszeitverkürzung und öffentlich
geförderte Beschäftigung. Die weitere
Privatisierung sozialer Sicherungs-
systeme muss verhindert werden.“
Weiter heißt es: „Der zweite Kernpunkt
einer Alternative ist die Entwicklung
eines neuen Ordnungsrahmens der
Globalisierung. Soziale und ökologi-

sche Regulierungen  auf nationalstaatli-
cher Ebene, die im Zuge der
Globalisierung unterlaufen oder abge-
baut worden sind, müssen übernatio-
nal, also weltregional oder global, ab-
gesichert oder neu etabliert werden.
Nötigenfalls sind Transaktionen mit
Ländern, die diese Regelungen miss-
achten, von der EU zu diskriminieren
oder zu unterbinden. Wir brauchen eine
Re-Regulierung der internationalen Fi-
nanzmärkte u.a. durch eine Devisenum-
satzbesteuerung (Tobin-Steuer) und
den Kampf gegen Steueroasen. Wir
brauchen eine Reform und Demokra-
tisierung der Institutionen des interna-
tionalen Handels- und Finanzsystems
und ihrer Politik. Nötig sind Entschul-
dung und Hilfe für hochverschuldete,
arme Länder. Die Entwicklungshilfe
muss endlich zumindest auf das von der
UNO proklamierte Ziel von 0,7 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts (BIP)
angehoben werden.“

Zuhause anfangen

Der Wunschzettel kann sechs Jahre
später unverändert in einen gewerk-
schaftlichen Forderungskatalog aufge-
nommen werden, weil von den 2002er
Forderungen nichts umgesetzt ist. Die-
se Tatsache unterstreicht, dass derarti-
ge Feiertagsdeklarationen für die Katz´

sind. Selbst auf dem Lohnsektor, dem
ureigensten gewerkschaftlichen
Kampfgebiet, das Mönig-Raane in
punkto Massenkaufkraft anspricht,
musste mit dem weiteren Rückgang der
Lohnquote – in Österreich wie in der
gesamten EU - eine schwere Nieder-
lage hingenommen werden. Wer traut
Organisationen, die sich bei KV-Ver-
handlungen laufend in die Pfanne hau-
en lassen, zu am herrschenden Zuschnitt
der Finanzmärkte etwas ändern zu kön-
nen.
Wer international etwas bewirken will,
sollte vorher sein eigenes Haus in Ord-
nung bringen. Solange die Gewerk-
schaften im Allgemeinen und der ÖGB
im Besonderen nicht in der Lage sind,
in der Lohnfrage die Rolle als Lach-
nummer abzulegen, werden sie nichts
weiterbringen. Darüber hinaus wäre es
für die Interessenvertretungen der
Werktätigen Pflicht für die theoretische
Durchdringung der
Vergesellschaftungsprozesse zu sorgen.
Nur dann kann diese Entwicklung als
Hebel genutzt werden, um aus der ge-
werkschaftlichen Defensive zu kommen
und die Überwindung der herrschen-
den Gesellschaft anzupeilen.

Lutz Holzinger ist Journalist in
Wien
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Von Hubert Schmiedbauer

Zwingt EU-Recht Gewerkschaften
in die Knie?

Die lettische Baufirma Laval wollte sich in Schweden nicht an den dort
gültigen Tarifver trag halten. Gewerkschaftliche Str eik- und Blockade-
Aktionen waren die Folge. Das Unternehmen klagte beim EuGH. Die
Richter entschieden (nicht zum ersten Mal), dass die gewerkschaftlichen
Aktionen geeignet seien „die Durchführung von Arbeiten im schwedi-
schen Hoheitsgebiet weniger attraktiv zu machen, ja sogar zu erschwe-
ren, und daher eine Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs“
darstellten.

„Das Urteil ist ein schwerer Schlag ge-
gen die gewerkschaftlichen und sozia-
len Rechte innerhalb der Union und
stellt einen Rückschritt im Kampf um
mehr Arbeitnehmrechte dar“, erklärte
der ehemalige TBL-Vorsitzende und
SPÖ-Europaabgeordnete Harald Ettl.
„Es geht darum, was in der EU mehr
zählt: soziale Gerechtigkeit oder die
Freiheit des Marktes… Der Beschnei-
dung von Gewerkschaftsrechten und
dem Lohndumping wurden mit diesem
Urteil Tür und Tor geöffnet.“

ÖGB: Ernste Bedenken…

Dieses Beispiel ist Grund genug, sich
mit der ÖGB-Position zum EU-Vertrag
von Lissabon zu befassen. Dieser ent-
spricht nahezu voll dem „Vertrag über
eine Verfassung für Europa“, der  2005
an den Volksabstimmungen in Frank-
reich und den Niederlanden scheiter-
te. Der „Reformvertrag“ bringt laut
ÖGB-Erklärung „Fortschritte in einigen
Bereichen“, aber der Kernsatz lautet:
„An der wirtschafts- und währungspo-
litischen Grundausrichtung der EU än-
dert sich nichts. Der ÖGB äußert da-
her ernste Bedenken gegenüber eini-
gen Neuerungen und Defiziten, die mit
dem Reformvertrag nicht beseitigt wer-
den.“
Es sind kritische Punkte angeführt, be-
grüßenswerte Ziele, aber ein Mangel
an Instrumenten, sie zu erreichen: Die
Gefahr, dass öffentliche Dienstleistun-
gen den Regeln des Binnenmarktes und
des Wettbewerbsrechts ausgesetzt

sind; statt antizyklischer Budgetpolitik
weiterhin Budgets nach Stabilitäts- und
Wachstumspakt; weder ein Bekennt-
nis zur Ächtung des Krieges als Mittel
der Politik noch zur Abrüstung, hinge-
gen militärische Kooperation in Form
einer „ständigen strukturierten Zusam-
menarbeit“; militärische Auslandsein-
sätze ohne UNO-Mandat gebunden,
dafür Orientierung an einem unklaren
„Terrorismus“-Begriff; Verpflichtung
zur Anhebung der Verteidigungs-
budgets die zur Einschränkung der
Budgetposten für Soziales, Bildung und
Kultur führen.

…und fromme Wünsche

Vergleicht man diese Bedenken mit den
Wünschen an eine Reform der EU und
(angeblichen) Fortschritten, meint man
zwei verschiedene Papiere in der Hand
zu haben: Die Union müsse demokra-
tischer und sozialer werden; die
BürgerInnen müssten ihrer Grundrechte
europaweit durchsetzen können; die
Neutralität Österreichs müsse gewahrt
werden; die EU müsse sich zu einer
Sozial- und Beschäftigungsunion ent-
wickeln.
An Fortschritten im Reformvertrag be-
grüßt der ÖGB „den engagierten Ka-
talog an sozialen Werten und Zielen“,
dazu gehöre eine „in hohem Maße
wettbewerbsfähige soziale Marktwirt-
schaft“; die Aufnahme der Grundrech-
te ins europäische Primärrecht; die
Aufnahme eines eigenen Artikels zum
Schutz der öffentlichen Dienstleistun-

gen; die Verankerung der Sozialpart-
ner.

Hubert Schmiedbauer ist Journa-
list in Wien

Sowohl das Beispiel von der EuGH-
Rechtsprechung als auch die Bedenken
des ÖGB zum Reformvertrag  hätten
reichen müssen, statt Schönfärberei und
Illusionen über einen „Sozialen Dialog“
eine tatsächliche Informations-
kampagne über die EU und ihre Ver-
tragswerke einzuleiten und sich der
Forderung nach einer Volksabstimmung
anzuschließen. Aber die ÖGB-Erklä-
rung resümiert im Ton eines „politischen
Sozialpartners“: „Trotz dieser Beden-
ken ist der Reformvertrag von Lissa-
bon notwendig, gerade weil es ange-
sichts der rasanten Veränderungen
nichts Besseres gibt…“  Und der Bun-
desvorstand gab grünes Licht.
Die Regierung aufzufordern, den Ver-
trag „nur unter einem klaren
Neutralitätsvorbehalt zu ratifizieren“, ist
nichts als warme Luft. Ebenso der
fromme Wunsch, die Regierung möge
„Motor für die Weiterentwicklung der
EU in Richtung Sozialunion“ sein.  Da
ist als jüngster Musterfall mit dem Kon-
zept der „Sozialpartner“ zur Sanierung
der Krankenkassen ganz im Sinne der
EU-Vertragswerke das Signal für den
Retourgang freigegeben worden…
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Von Oliver Jonischkeit

Der IGB:
„Sozialer Dialog“ statt Kampf

Vom Datum her recht passend, nämlich zu Aller heiligen, war Wien vom
1. bis 3. November 2006 Schauplatz des Gründungskongresses des In-
ternationalen Gewerkschaftsbundes (IGB). Dabei fusionierte der domi-
nierende sozialdemokratisch orientierte Internationale Bund Freier Ge-
werkschaften (IBFG) mit dem christlich orientierten, erheblich kleine-
ren Weltverband (WVA). Wer dabei den Ton angeben dürfte, erklärt sich
schon daraus.

Bereits der Gründungskongress ließ
ahnen, wohin die Reise geht. Nur sel-
ten kamen dort die tatsächlichen Pro-
bleme der ArbeiterInnen und Angestell-
ten zur Sprache wie z.B. durch eine
Vertreterin des südkoreanischen Ge-
werkschaftsverbandes KCTU. Über
kämpferische internationale Strategien
und Aktionen, um der weltweit vorherr-
schenden Dominanz der Konzerne ge-
meinsam den Riegel vorzuschieben,
wurde nicht gesprochen. Stattdessen
gab es Round-Table-Gespräche mit
Vertretern der Konzerne. Die sozial-
demokratisch dominierte ÖGB-Füh-
rung – froh, nach dem BAWAG-De-
saster Ablenkung zu finden – durfte
derweil das österreichische Modell der
Sozialpartnerschaft präsentieren.
Das Programm des IGB enthält durch-
aus wichtige Forderungen, beispiels-
weise die Notwendigkeit der öffentli-
chen Dienste, v.a. im Bereich des
Bildungs- und Gesundheitswesens, der
Wasserversorgung und des öffentlichen
Nahverkehrs. Kritisiert wird u.a. auch
die arbeitnehmerInnen- und armen-
feindliche Politik des Internationalen
Währungsfonds (IWF) und der Welt-
bank.
Die Strategie, wie das erreicht werden
soll, ist allerdings eine schon bekannte,
auf Verhandlungen und nicht auf die
Kraft der Gewerkschaften durch Mo-
bilisierung ihrer Mitglieder gerichtete.
Es wird zwar mehr Transparenz und
Demokratie in IWF und der
Welthandelsorganisation WTO gefor-
dert, die sich zudem stärker sozialen

und arbeitsrelevanten Fragen zuwen-
den soll, ohne massiven internationa-
len Druck der Gewerkschaften wird das
weder die WTO, die Weltbank oder
den Internat. Währungsfonds weiter in-
teressieren. Appelliert wird im Pro-
gramm auch an die soziale Verantwor-
tung der Unternehmen, der multinatio-
nalen Konzerne gegenüber den Be-
schäftigten.
Wie das umgesetzt werden soll, geht
aus Punkt 20 des Programms hervor:
„Der Kongress ist sich der Bedeutung
eines globalen sozialen Dialogs bewusst
und begrüßt den Abschluss globaler
Rahmenbedingungen …. um sich in
wirksamer Weise mit multinationalen
Unternehmen auseinanderzusetzen“.
Der IGB setzt also in erster Linie nicht
auf die Mobilisierung der Gewerk-

schaften und deren Mitglieder sondern
auf den sozialen Dialog und die Sozial-
partnerschaft.
Umso wichtiger ist, dass sich der Welt-
gewerkschaftsbund als Alternative zum
IGB und als Plattform für klassen-
orientierte, kämpferische Gewerk-
schaften präsentiert. Seit dem letzten
Kongress des WGB und dem dort be-
schlossenen „Konsens von Havanna“
(im ÖGB-Büro des GLB erhältlich) ist
dieser wieder weltweit aktiv, lehnt die
Strategie der Sozialpartnerschaft ab und
setzt auf Mobilisierung seiner Mitglie-
der in den einzelnen Branchen und Län-
dern mit dem Ziel, auch international
aktionsfähig zu werden.

Oliver Jonischkeit ist Bundes-
sekretär des GLB
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Von Gerald Kemski

Eine gemeinsame
Perspektive in Europa

Am 11. November 2006 kamen in Berlin 26 Vertr eterInnen aus elf euro-
päischen Ländern und aus 14 linken Parteien zusammen und gründeten
das Netzwerk der Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter in und bei
der Partei der Europäischen Linken (EL). Eingeladen hatte die AG be-
trieb & gewerkschaft der Partei Die Linke.PDS (jetzt DIE LINKE) aus
der BRD. Bisher gab es zwei Folgetreffen im Mai 2007 in Athen und im
Februar 2008 in Wien.

Die Gründung dieses Netzwerkes war
aus zwei Gründen überfällig: Erstens ist
es auch in den linken Parteien Europas
nicht selbstverständlich, dass die
GewerkschafterInnen die an den Klas-
seninteressen der abhängig Beschäftig-
ten orientierten Positionen eigenständig
und organisiert zum Ausdruck bringen.
Das gilt erst recht für die gesamteuro-
päische Ebene.

Zweitens haben die europäische Sozi-
aldemokratie und die Konservativen
schon seit Jahren derartige Zusammen-
schlüsse um beispielsweise ihren
Einfluss auf den Europäischen Gewerk-
schaftsbund (EGB) geltend zu machen.
Mit Sicherheit nicht im Interesse einer
kämpferischen Interessenvertretung.
Auch wenn wir unsere Wirkung nicht
überschätzen und noch Teilneh-
merInnen aus vielen Ländern Europas
fehlen, so haben wir doch schon deut-
liche Schritte nach vorne gemacht.

In Athen wurde ein Dokument (einge-
bracht von Teilnehmern aus Estland,
Dänemark, Griechenland und der
BRD) zur europäischen Verkehrspoli-
tik angenommen, dass die Interessen
der abhängig Beschäftigten in diesem
Sektor zum Ausdruck bringt und sich
generell gegen Privatisierung und für Re-
Kommunalisierung ausspricht. Dieses
Dokument wurde zwischenzeitlich auf
dem 2. Parteitag der EL in Prag zur
Position der Gesamtpartei auf europäi-
scher Ebene.

Beim dritten Treffen des Netzwerkes
in Wien formulierten wir für die EL als
Ganzes die Positionen zu den sozialen
Mindeststandards in Europa, vor al-
lem die zur Frage nach einem europäi-
schen Mindestlohn. Keine einfache
Aufgabe, sind doch die Bedingungen
in den einzelnen Ländern doch sehr
unterschiedlich. Beachten wir, dass im
Rahmen der EL keine Mehrheits- son-
dern nur Konsensbeschlüsse möglich
sind, können wir einigermaßen stolz auf
das Geleistete sein.

Bedenken wir vor allem die Tatsache,
dass dies in ehrenamtlicher Arbeit ge-
schieht und die Probleme der sprach-
lichen Verständigung uns immer neu
fordern. Aber auch die Teilnahme des
Parteivorstandes der EL an unserer
Beratung hat deutlich gemacht, dass
unser Wort ernst genommen wird.
Gleichwohl haben wir noch riesige
Aufgaben beispielsweise beim nächsten
Treffen in Barcelona im Oktober die-
ses Jahres vor uns. Vermutlich werden
wir noch eine deutliche Positionierung
gegen jegliche Form der Privatisierung
und für eine Re-Kommunalisierung
bereits privatisierter Betriebe vorneh-
men müssen.

Eindrucksvolles Beispiel dafür ist bei-
spielsweise der fast gleichzeitig vorge-
tragene Versuch die städtischen Hafen-
betriebe in Hamburg (BRD) und Pirä-
us (Griechenland) zu privatisieren und
an Global Players zu verschachern.

Wir werden erhebliche Anstrengungen
unternehmen müssen weitere Ländern
in unser Netzwerk einzubeziehen. Aber
der Anfang ist gemacht.

Nicht zuletzt bedarf eine solche Tätig-
keit auch immer einer Vision, auch
wenn es sich dabei um den gesamten
Kontinent handelt. So schrieben Marx
und Engels bereits 1865: „Gewerk-
schaften tun gute Dienste als Sammel-
punkte des Widerstandes gegen die
Gewalttaten des Kapitals. Sie verfeh-
len ihren Zweck zum Teil, sobald sie
von ihrer Macht einen unsachgemäßen
Gebrauch machen. Sie verfehlen ihren
Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf
beschränken, einen Kleinkrieg gegen
die bestehenden Wirkungen des beste-
henden Systems zu führen, statt gleich-
zeitig zu versuchen, es zu ändern, statt
ihre organisierten Kräfte zu gebrauchen
als einen Hebel zur schließlichen Be-
freiung der Arbeitklasse, d.h. zur end-
gültigen Abschaffung des Lohn-
systems.“

Gerald Kemski (Hamburg) ist Ko-
ordinator des Netzwerkes der
GewerkschafterInnen in und bei
der Partei der Europäischen Lin-
ken (EL)
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Soziale Mindeststandards in Europa
 Von Karin Antlanger

Unter diesem Schwerpunktthema fand Anfang Februar in Wien das nun-
mehr  3. Netzwerktreffen der GewerkschafterInnen in und bei der Euro-
päischen Linkspartei statt. Dabei stand die Frage einer grundsätzlichen
Positionierung zum Thema „gesetzlicher Mindestlohn in Europa“ im
Mittelpunkt der  Diskussion, da der Vorstand der ELP die Erarbeitung
einer solchen Positionierung dem Netzwerk übertragen hatte.

Zu Beginn stellten die Gewerkschafts-
VertreterInnen der verschiedenen
Linksparteien die Situation in ihren Län-
dern dar und skizzierten auch die Rich-
tung, in die sich ihre Parteien im Hin-
blick auf das Thema bewegen.

ÖGB hält an alten Modellen fest

In Österreich sieht die derzeitige Ko-
alition in ihrem Regierungsüberein-
kommen einen Mindestlohn von tau-
send Euro vor, der jedoch nicht per
Gesetz sondern bei den Lohnverhand-
lungen über Kollektivverträge durch-
gesetzt werden soll.

Tausend Euro – das sind 5,68 Euro pro
Stunde brutto bzw. etwa 820 Euro net-
to pro Monat! Ein solcher Mindestlohn
liegt somit unter der Armutsgrenze. Das
Regierungspapier schreibt also
„working-poor“ fest und erhält dabei
noch indirekte Schützenhilfe von den
österreichischen Gewerkschaften, die
keinen gesetzlichen Mindestlohn wol-
len, weil sie dies als Eingriff in die Ta-
rifautonomie betrachten. Dass es eine
ganze Reihe von Dienstverhältnissen
gibt, die nicht durch die mit den Ge-
werkschaften verhandelten Kollektiv-
verträge erfasst werden, ist den ÖGB-
FunktionärInnen zwar bewusst – aber
das war`s schon auch.

Die österreichischen KommunistInnen
fordern einen gesetzlichen Mindestlohn
von zehn Euro pro Stunde und verwei-
sen auf existierende gesetzliche Min-
destlöhne in vergleichbaren europäi-
schen Ländern wie Luxemburg, Irland,
Frankreich, Niederlande, Großbritan-
nien und Belgien. Ein gesetzlicher Min-

destlohn würde  auch die Position der
Gewerkschaften bei Lohnverhandlun-
gen stärken.

Als Berechnungsformel gegen
„working poor“: Als Berechnungs-
formel für die Höhe wurde von öster-
reichischer Seite vorgeschlagen: die
nationale offizielle Armutsgrenze plus 50
% und dies in Verbindung mit einer
Sozialversicherungspflicht für aus-
nahmslos alle Beschäftigungsverhältnis-
se.

Heißes Eisen
gesetzlicher Mindestlohn

Doch gleich am ersten Nachmittag es-
kalierte die Diskussion im Ringen um
eine gemeinsame Stellungnahme zu die-
sem Thema: die italienischen Teilneh-
mer drohten damit, das Netzwerk-
treffen unter Protest zu verlassen, soll-
ten die TeilnehmerInnen eine Resoluti-
on für gesetzliche Mindestlöhne in Eu-
ropa beschließen.

Nach einer scharfen und offenen Dis-
kussion (hart aber herzlich) gelang
schlussendlich doch eine Einigung auf
einen gemeinsamen Standpunkt. Hier
ein kleiner Auszug aus dieser einstim-
mig beschlossenen Resolution:

Wir sind für die Einführung gesetzlicher
Mindestlöhne oder für die Allgemein-
verbindlichkeitserklärung von Tariflöh-
nen in kollektiven Vereinbarungen in
allen europäischen Ländern. Dieser
verbindliche gesetzliche Mindestlohn
muss im Einklang mit der Sozialcharta
der EU mindestens 60 Prozent des
Durchschnittsverdienstes des jeweiligen
Landes betragen, auch für Migrantinnen
und Migranten sowie sogenannte Gast-
arbeiterinnen und Gastarbeiter.

Wir kämpfen für Mindestlöhne, die
deutlich über der jeweiligen
Armutsgrenze in jedem EU-Land
liegen.

Mindestlöhne garantieren allen Arbei-
terinnen und Arbeitern ein Leben in
Würde. Sie haben einen starken sozi-
alpolitischen Aspekt, sie sichern das
Recht auf hohe Qualitätsstandards in
Bildung, öffentlichem Gesundheits-
dienst und anderen sozialen Dienstlei-
stungen.

Magazin des GLB
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Von Oliver Jonischkeit

Europa im Str eik – ein Überblick

Während es in Österreich seit dem Str eikjahr  2003 wieder ruhig gewor-
den ist und die „Sozialpartnerschaft“ blüht und gedeiht, sieht es im übri-
gen Europa etwas anders aus. Allein der Monat Mär z war geprägt von
vielen Str eiks, über die wir hier eine kurze Übersicht geben möchten –
für die Gewerkschaften in Österreich zur Nachahmung empfohlen:

Verschlechterungen bei den Pensionen
führten Mitte März zum dritten Gene-
ralstreik seit Dezember in Griechenland,
Millionen von GriechInnen nahmen
daran teil. Unter anderem traten die
EisenbahnerInnen in einen 24-stündi-
gen Streik, ebenso streikten Müllab-
fuhr, HafenarbeiterInnen, in der Elek-
trizitätsversorgung Beschäftigte, Kran-
kenhaus- und Hotelpersonal. 100.000
Menschen nahmen an einer Großde-
monstration in Athen teil.

Bereits einige Tage vorher kam es zum
Streik des Bahnpersonals in Frankreich
– ebenfalls gegen geplante Verschlech-
terungen des Pensionssystems, für hö-
here Löhne und bessere Arbeitsbedin-
gungen. Dies nicht zum ersten Mal –
gegen die Altersrentenreform kam es
in Frankreich bereits im vergangenen
November zu einem zehn Tage andau-
ernden Streik.

Einsparungen im öffentlichen Dienst
führten zu Streiks in Frankreich und
Portugal.  Anfang März nahmen an ei-
nem „Marsch der Empörung“ in Lis-
sabon 80.000 LehrerInnen teil, Mitte
März kam es in Portugal zu einem lan-
desweiten Streik der Beschäftigten des
Öffentlichen Dienstes, betroffen waren
v.a. Schulen und Krankenhäuser. Ei-
nes der Themen auch hier: die Anhe-
bung des Pensionsalters. Ebenfalls Mit-
te März streikten in Frankreich die
LehrerInnen der mittleren und höheren
Schulen gegen den von der Regierung
geplanten Stellenabbau im Bildungswe-
sen. LehrerInnen der Volksschulen nah-
men zwar nicht am Streik teil, hielten
aber einen Protesttag ab.

Zwölf Tage lang dauerte der Streik bei
den Berliner Verkehrsbetrieben, da-
durch lahmgelegt wurden Busse, Stra-
ßenbahnen und U-Bahnen. Unter an-
derem wehrte sich ver.di dagegen, dass
Unterschiede zwischen „Altbe-
schäftigten“ und neuen KollegInnen
gemacht werden sollten.

Mit Glocken, Trillerpfeifen, Fahnen und
Transparenten demonstrierten 5.000
Menschen in Bern gegen Personal-
abbaupläne der Schweizer SBB Cargo.
Die Verkaufspläne der Fluglinie Alita-
lia an Air France-KLM und die geplan-
te Vernichtung von 7000 Arbeitsplät-
zen führte Mitte März zu wütenden
Protesten von KollegInnen der Alitalia
vor dem Firmensitz in Rom.

Arbeitszeitverlängerung und der dro-
hende Verlust von 5.000 Arbeitsplät-
zen bei der Deutschen Post sind unter

anderem Grund für die Anfang April
stattgefundenen Streiks und Protestak-
tionen der Postbeschäftigten. Ebenfalls
in Deutschland gab es im März erste
Warnstreiks, an zahlreichen Kliniken in
mehreren Bundesländern legten ange-
stellte ÄrztInnen die Arbeit im Kampf
für bessere Gehälter die Arbeit nieder.
In Slowenien kam es zu einem Gene-
ralstreik für höhere Löhne, an dem sich
145.000 Beschäftigte beteiligten, eben-
falls für höhere Löhne streikten 4.000
Beschäftigte des rumänischen Autoher-
stellers Dacia.

Während des Ostergeschäftes kam es
im deutschen Handel in mehreren Bun-
desländern zu Streiks und Demonstra-
tionen, dabei ging es ebenfalls um hö-
here Gehälter.
In den Niederlanden mussten im März
zwei Fußballspiele der Ehrendivision
abgesagt werden, da sich dort die Po-
lizei im Streik befand. Auch die Ge-
werkschaften der Polizei forderten mit
ihrem Streik mehr Gehalt.

Oliver Jonischkeit ist Bundes-
sekretär des GLB



Magazin des GLB

2/08 die Arbeit Seite 11

Magazin des GLB

Arbeitsbedingungen in den Freihandelszonen Sri Lankas

In Wien weilte kürzlich Srinath Perera, Rechtsanwalt und Gewerkschafts-
aktivist aus Sri Lanka. Oliver Jonischkeit führte mit Kollegen Perera
ein Gespräch über die Arbeitsbedingungen in dem asiatischen Land.
Srinath Perera ist Rechtsanwalt und setzt sich seit vielen Jahren für die
Menschenrechte in Sri Lanka ein.

Er ist ständiger Rechtsvertreter und
Aktivist der „Freihandels- und allgemei-
ne Dienstleistungsarbeiterinnen-
gewerkschaft“, die vor allem junge
TextilarbeiterInnen in Freihandelszonen
und Sweatshops organisiert. Da Kon-
zerne immer wieder glauben, sie seien
auch vom Arbeitsrecht Sri Lankas be-
freit, vertritt er häufig ArbeiterInnen und
Gewerkschaftsmitglieder vor Gericht.
Srinath Perera gehört weiters dem
„Free Trade Union Centers“ an, ein
kleiner linker Dachverband, in dem
singhalesische, tamilische und moslemi-
sche Kolleginnen und Kollegen orga-
nisiert sind.

Die Textilindustrie ist im ganzen Land
zu finden, es gibt aber drei große Zen-
tren – Katumayaka, Biyagama und das
in der Nähe der Hauptstadt Colombo
gelegene Koggala. In Sri Lanka gibt es
eine starke linke Bewegung, Gewerk-
schaften und, wie schon erwähnt, ein
Arbeitsrecht. Letzteres gilt, jedenfalls
auf dem Papier, auch in den Freihan-
delszonen – die Realität freilich ist eine
andere. Gewerkschaften sind dort bei-
spielsweise unerwünscht, die Zonen
dürfen nur mit einer speziellen Erlaub-
nis betreten werden.

Die Löhne der vorwiegend jungen
ArbeiterInnen, meist 18 – 25 Jahre alt,
reichen kaum zum Überleben, bis zu
15 Stunden täglich wird gearbeitet, um
die von den Multis vorgegebenen Zie-
le zu erreichen. Damit sie nicht abge-
lenkt werden, sind Hochzeiten uner-
wünscht, Kinder ebenso - wenn auch
gesetzlich nicht verboten. Kündigungs-

fristen wie bei uns gibt es nicht, täglich
können KollegInnen davon betroffen
sein.

Wer auf sein Recht besteht und ein-
klagt, hat daher in der Regel keine
Möglichkeit, an seinen früheren Ar-
beitsplatz zurück zu kehren. Streiks
sind in Sri Lanka erlaubt – zuletzt gab
es 1980 einen großen Generalstreik.
Jedoch kommt es oft vor, dass jene
Betriebe und Konzerne, in denen ge-
streikt werden soll, zum Gericht gehen,
um ein konkretes Streikverbot im je-
weiligen Anlassfall zu erwirken.

In Sri Lanka gibt es das Prinzip der
Betriebsgewerkschaften – mindestens
sieben KollegInnen sind notwendig, um
eine Gewerkschaft zu gründen. So gibt

es in jeder Branche viele Gewerkschaf-
ten, die sich in den Dachverbänden der
Gewerkschaften zusammenschließen –
alleine davon gibt es zwölf. Viele da-
von stehen einer der politischen Partei-
en Sri Lankas nahe.

Um den Kontakt zwischen den Dach-
verbänden zu halten und, soweit das
möglich ist, gemeinsame Strategien zu
entwickeln, wurde das „Council of
Unions“ gebildet. Etliche der Dachver-
bände sind im „sozialpartnerschaftlich“
orientierten Internat. Gewerkschafts-
bund vertreten, die „All Ceylon Trade
Union Federation“ gehört zu jenen, die
die „Sozialpartnerschaft“ nicht für ge-
eignet hält, die Arbeitsbedingungen in
Sri Lanka zu verbessern und gehört
daher dem Weltgewerkschaftsbund an.

Mehr Informationen zu Sri Lanka
in englischer Sprache gibt es auf
der Homepage der „All Ceylon
Trade Union Federation“ unter fol-
gender Adresse: http://
www.unions.lk

Bei einer Veranstaltung in Wien informierte derRechtsanwalt und
Gewerkschaftsaktivist Srinath Perera (im Bild Mitte) über die
Situation in Sri Lanka
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Kampagne Play Fair 2008
Die Sommerspiele in Peking könnten die profitabelsten seit Beginn der
Olympischen Spiele werden. Ebenso erwarten sich Sportbe-
kleidungshersteller durch die Euro 2008 massive Gewinne. Keine
Gewinne haben die ArbeiterInnen, die weltweit Sportbekleidung und
Merchandising-Artikel für Olympia und Euro 2008 produzieren, zu
erwarten.

Im Gegenteil, die ArbeiterInnen, die
Sportbekleidung und Merchandising-
Artikel für die sportlichen Großevents
herstellen, kommen durch die nahenden
Sportevents noch mehr unter Druck,
wie der Play Fair 2008 Report zeigt:
„Wir sind so erschöpft, weil wir
versuchen, die Olympia-Taschen
rechtzeitig fertig zu bekommen! Wir
arbeiten alle bis spät abends. Und am
nächsten Tag sind wir trotzdem um 7:30
Uhr wieder bei der Arbeit! Was ist das
denn für ein Leben? Zur Hölle mit den
Olympia-Sachen“, beschreibt eine
Arbeiterin der chinesischen Fabrik
Eagle Leather Products ihren Alltag.
Trotz dieses Arbeitspensums
bekommen die ArbeiterInnen, die diese
Taschen herstellen, nur 2,4 Euro am
Tag. Zu wenig, um ein menschen-
würdiges Leben führen zu können.

Ausbeuterische Arbeitsbedingungen
findet man aber nicht nur in China.
Ebenso ergeht es den ArbeiterInnen in
der aufstrebenden Fußballindustrie in
Jalandhar, Indien oder den Näherinnen
von T-Shirts in Bangladesch. „Play Fair
2008 setzt sich für existenzsichernde
Löhne ein. Denn nur eine gerecht
bezahlte Arbeit erlaubt es den Men-
schen langfristig aus dem Armuts-
kreislauf auszubrechen“, erklärt der
Geschäftsführer der Volkshilfe
Österreich, Erich Fenninger.

ArbeiterInnen, die versuchen sich zu
organisieren, um ihre Arbeitsbe-
dingungen zu verbessern, droht die
Entlassung. „Fair Play darf nicht nur im
Sport gelten, sondern das Internationale
Olympische Komitee muss auch für
Fair Play in den Betrieben, die mit den

Olympischen Spielen sehr viel Geld
verdienen, sorgen! Und zu Fair Play
gehört vor allem auch die Möglichkeit
zur Organisierung in unabhängigen
Gewerkschaften.“, stellt Monika
Kemperle, Leitende Sekretärin des
ÖGB, klar.

Sportinstitutionen, wie das Inter-
nationale Olympische Komitee (IOC),
die durch Sponsoren- und Lizenzver-
träge großen Einfluss haben, sollten
deutlich mehr Verantwortung für die
Arbeitsbedingungen der Branche
zeigen. „Das IOC sollte nicht nur gegen
den unfairen Wettkampf im Sport
auftreten, sondern sich auch für mehr
Fairness für die Arbeiterinnen und
Arbeiter einsetzen.“, fordert Vera
Lischka Ex-Schwimmeuropameisterin,
die sich für Play Fair 2008 engagiert.

Die Umsätze der führenden
Sportbekleidungshersteller sind in den
letzten vier Jahren um bis zu 250
Prozent gestiegen. „Für die Arbeiteri-
nnen und Arbeiter hat sich nicht viel
verbessert. Lange Arbeitszeiten,
Hungerlöhne und gesundheits-
gefährdende Arbeitsbedingungen
prägen noch immer ihren Alltag.“ klagt
Michaela Königshofer, Koordinatorin
der Clean Clothes Kampagne.

Die Kampagne Play Fair 2008 tritt
gegen die weltweite Ausbeutung von
ArbeiterInnen in der Sportbe-
kleidungsindustrie auf und fordert
Sportinstitutionen wie das Inter-
nationale Olympische Komitee und alle
Unternehmen auf, sofortige Schritte für
die Verbesserung der Lage der
ArbeiterInnen zu setzen.

„Die ArbeiterInnen in China,
Bangladesch und Indien brauchen die
Stimmen der europäischen
KonsumentInnen für faire Arbeits-
bedingungen in der Sportbeklei-
dungsindustrie. Setzen Sie sich mit uns
für Play Fair 2008 ein!“ appelliert
Königshofer abschließend.

KonsumentInnen die Play Fair 2008
unterstützen möchten: senden ein
SMS mit dem Text „Play Fair“ und
ihr em Namen an 0699 115 33 137,
senden ein E-Mail von
www.cleanclothes.at/playfair oder
sammeln Unterschriften für die
Play Fair 2008 Petition (Download
unter  www.cleanclothes.at/
playfair). Die Kampagne Play Fair
2008 wird von zahlreichen
PolitikerInnen, Prominenten und
SportlerInnen unterstützt.
Infos: www.cleanclothes.at
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Von Wolf Goetz Jurjans

noEuro! noEuro!

Was zum Teufel ist noEuro? No Euro, ka Kohle, ka Gerschtl, ka Göd!
Ohne Göd ka Musi, ohne Geld keine Musik, heißt es in Wien. Ohne
Euro wird die Lebensqualität von immer mehr Menschen zum Trauer-
marsch.

Die noEuro-Bewegung versteht sich als
Teil der europäischen Sozialbewegung
und will den PolitikerInnen den Marsch
blasen, dem Kapital auf den Sack ge-
hen und die noEuro-Menschen durch
Infos, Tipps, Rat und Tat, Ideen, Vor-
schläge, musikalische, literarische und
grafische Zuckerl ermutigen und er-
freuen.

Ziel der noEuro ist es Menschen dazu
zu verführen, ihr Schicksal selbst in die
Hand zu nehmen und durch ihre Akti-
vität zu verbessern. Die Euro08 schafft
besonders gute Rahmenbedingungen
dafür, haben doch Fußball und der
Kampf ums tägliche Überleben vieles
gemeinsam.

Beides ist Kampfsport, beides kann nur
im Team gespielt werden, bei beiden
ist der Spielausgang offen. Nicht die
Papierform entscheidet, sondern die
Moral, der Wille zum Siegen, die Be-
reitschaft bis zum Umfallen zu laufen
und das Wissen: Nach dem Spiel ist
vor dem Spiel.

Menschen, die mit Fußball nichts an-
fangen können oder sich einfach von
Verteuerungen, Verkehrsbehinder-
ungen, hysterischen Massenaufläufen
oder sonstigen Unannehmlichkeiten der
Euro08 unangenehm berührt fühlen,
sind eingeladen, sich dieser Bewegung
anzuschließen. Um ein armutsfreies,
demokratisches, humanes und lebens-
frohes Wien zu schaffen, braucht es vie-
le Energiequellen, die einen mächtigen
Strom ergeben können der alle gesell-
schaftlichen Bereiche durchfluten und
beleben kann.

Die Wüste Gobi, zu der die ÖVP
Österreich gemacht hat und die durch
ständiges GusenbaUmfallen nicht
fruchtbarer geworden ist, braucht eine
Flut verändernder sozialer Ideen, Ak-
tionen, Maßnahmen und Entscheidun-
gen. Viel Vergnügen beim Verändern
der Welt. Habenichtse aller Länder,
verhabert euch.

Wann und wo findet die noEuro statt?
Die noEuro beginnt am 21. April 2008
mit www.noeuro.at. Es folgen 68 span-
nende Tage auf der Straße des
Internets, auf den Straßen von Wien,
Innsbruck, Klagenfurt und Salzburg, an
vielen Orten also mit Mitspiel- und
Mitmachmöglichkeiten.

Die Schlussveranstaltung wird am 28.
Juni, je nach Teilnehmeranzahl an der
noEuro Bewegung eine Stehpartie in
einem Wiener Vorstadtbeisl mit viel
Gesudere, Weltschmerzromantik und
Veltlinerkopfweh oder eine große Ma-
nifestation am Rathausplatz, die den
Häupl über die Frühpension nachden-
ken lässt, sein. Im zweiten Fall zahlt die
noEuro Bewegung dem Exbürgermei-
ster eine Flasche Rotwein, Marke „Ro-
tes Wien“, bis an sein Lebensende.
Auch ein Unentschieden im Match ver-
armende Bevölkerung gegen neo-
liberales Establishment, Regierung und
Bonzenkratie ist als ehrenwertes Re-
sultat möglich.

Wer ist teilnahmeberechtigt?

Alle in Wien lebenden Menschen, un-
abhängig ob sie wählen dürfen, warum
sie verarmt sind und warum sie eine

bessere Welt wollen. Ausgeschlossen
sind Miesepeter, BesserwisserInnen,
Heilsverkünder und alle Menschen, die
noEuro grundsätzlich kritisieren oder
ablehnen.

Außer Konkurrenz dürfen Trittbrett-
fahrer, Opportunisten und Alkoholisier-
te teilnehmen. Geduldet werden führen-
de Mitglieder von Parlamentsparteien,
wenn sie glaubhaft für Armuts-
bekämpfung sind. Die Teilnahme en-
det mit der Erschöpfung der Geduld.
Als VIPs sind BetriebsrätInnen einge-
laden noEuro anzufeuern. Sie kennen
die Sorgen der arbeitenden KollegIn-
nen, sie wissen, wer abstaubt, wer um
sein Leiberl laufen muss, wer ausge-
schlossen wird und mit welchen unsau-
beren Tricks MitarbeiterInnen tagtäg-
lich attackiert werden. In den drei
Wochen der Euro08 werden sich viele
Fälle bösartiger Bodychecks ergeben,
die eine entschlossene betriebsrätliche
bzw. gewerkschaftliche Blutgrätsche
notwendig machen wird.

Jedes Spiel ist ein Endspiel. Und wie
meinte Fußballphilosoph Hans Krankl?
Fußball spielt sich im Kopf ab: In ei-
nem politisch klaren und klugen. Also:
Steilpass nach links in den freien Raum.

Wolf Goetz Jurjans ist Arbeiter-
betriebsrat bei Sotour Austria in
Wien
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Vom Verein ADA
Türkische MigrantInnen in Österr eich
Die in Europa geborene dritte Generation stellt in der immer mehr auf
Dauer hier bleibenden türkischen Gesellschaft die am heterogensten
erscheinende Gruppe dar. Im Gegensatz zur ersten und zweiten besitzt
die dritte Generation stärker die Identität der Länder, in der sie sich
befindet, aber gleichzeitig auch die von der ersten und zweiten Generati-
on stammenden kulturell-sozialen Hinterlassenschaften.

Personen der dritten Generation be-
herrschen im Gegensatz zu den vori-
gen Generationen die deutsche Spra-
che. Darüber gibt es, obwohl bei den
meisten außer Deutsch auch noch an-
dere Fremdsprachkenntnisse vorhan-
den sind, trotzdem deutliche Bildungs-
mängel. Aufgrund der Sprach-,
Integrations- und Bildungsmängel der
vorigen Generationen sitzt die dritte
Generation zwischen zwei Stühlen. Sie
durchlebt Identitätsprobleme und ist
gleichzeitig mit Vorurteilen der
ÖsterreicherInnen konfrontiert.
Natürlich beeinträchtigen diese Proble-
me gerade Jugendliche negativ. Eine
andere Dimension von Problemen ent-
steht durch die Versäumnisse der Poli-
tik sowohl in Österreich als auch in der
Türkei. Zudem hat das österreichische
Kapital zwar die fremden Werktätigen
als billige Arbeitskraft für schwere Ar-
beiten ins Land gerufen, gleichzeitig
aber deren Anliegen, wie etwa Unter-
kunft, Bleiberecht, Integration etc.
bewusst ignoriert.
Daraus resultiert, dass in den Herzen
der hier aufgewachsenen dritten Gene-
ration die Liebe zur Türkei schlägt. Das
hat drei Gründe, nämlich
- dass die österreichische Gesellschaft
diese Jugendlichen nicht in die Arme
schließen kann,
- die falsche Integrationspolitik und
- dass die Tagesgeschehnisse in der
Türkei hierher transportiert werden.
Türkische Familien sehen per Satelliten-
schüssel nur türkische Programme. Die
erste Generation nutzte aufgrund nicht
vorhandener Deutschkenntnisse kein
österreichisches Fernsehen. Während
diese Generation im Sinne der Verbun-
denheit zur Kultur ihrer Geburtsländer
diese Kanäle ansehen, gewöhnen sich

die Kinder auch daran und werden
beeinflusst, aber sobald sie das Haus
verlassen, werden sie von einer ande-
ren Welt empfangen. Je mehr man sich
innerhalb der türkischen Gesellschaft
befindet und je mehr man die türkische
Kultur lebt, umso mehr entfernt man
sich von Österreich und dadurch sind
die Menschen draußen mit ernsten Pro-
blemen konfrontiert.
Der Anteil guter Bildungsmöglichkeiten
für ausländische Kindern ist im Gegen-
satz zu den ÖsterreicherInnen sehr ge-
ring und liegt bei türkisch- und kurdisch-
stämmigen Jugendlichen sogar unter
jenem von andersstämmigen
MigrantInnen. Verantwortlich dafür sind
die staatlichen Bildungsorgane und die
rückständigen und rassistischen
PolitikerInnen.
Gleichzeitig verstärken Familien, die
seinerzeit von rückständigem türkischen
Gedankengut und Politik beeinflusst
wurden, diese Spaltungspolitik, indem
sie ihre Kinder vom inländischen Volk
fernhalten. Diese gefährliche Entwick-

lung wird auch eine Gefahr für die Kin-
der der vierten Generation darstellen,
weil sich die Probleme in den Berei-
chen der Bildung, Beruf und Grundwis-
sen immer mehr verstärken.
Aus der Türkei kommende Politiker
versuchen sich hier über türkische po-
litische Parteien oder Religionsgemein-
schaften zu organisieren. Sie verhindern
mit ihrer Politik und Lobbyarbeit die
Integration der in Österreich lebenden
TürkInnen, die sich dadurch nicht mit
der österreichischen Werktätigen ge-
meinsam in deren Gewerkschaften,
politischen Parteien, demokratischen
und zivilen Organisationen finden.
In solchen Organisationen (wie etwa
einer in Niederösterreich gegründeten
Partei für Türken) werden die Vorur-
teile gegenüber den österreichischen
Werktätigen verstärkt. Gleichzeitig ver-
stärken österreichische religiöse und
rassistische Parteien und Einrichtungen
die Vorurteile gegenüber TürkInnen.
Dadurch wird die Spaltung zwischen
den in- und ausländischen Werktätigen
verstärkt. Dem entgegenzuwirken,
müssen in- und ausländische Werktä-
tige gemeinsam den Kampf gegen das
Kapital aufnehmen.

Infos: http://www.ada.co.at
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Ein „Offener Brief“ an die Regierung

Werte Regierungsmitglieder! Was sich zurzeit in unserem „ach so rei-
chen Österreich“ abspielt, ist ein zum Himmel schreiender Skandal. Falls
Sie es noch nicht bemerkt haben, fast eine Million Bürger in Österreich
sind von Armut gefährdet. Das heißt zwar nicht, dass diese Menschen
auf den Gehsteigen in Pappkartons hausen, wohl aber dass sie aufgrund
ihrer tristen, aussichtslosen finanziellen Situation nicht mehr am Alltags-
leben teilnehmen können.

Von Doris Grössinger

- Wie soll ich ohne Geld meine
Wohnung heizen, damit meine Kin-
der gesund bleiben?
- Wie soll ich mir noch Gäste einla-
den?
- Wie kann ich mit  meinen Kindern
den Zoo besuchen?
- Wie kann ich mir ein Kino leisten,
öffentliche Verkehrsmittel benüt-
zen?
- Oder gar einmal Urlaub machen,
eh nicht weit, nur nach Niedeöster-
reich auf einen Bauernhof!? Worauf
müsste ich dafür noch verzichten?“
All diese Dinge, die für Sie, werte Mit-
glieder unserer Regierung, wahrschein-
lich jetzt ganz banal klingen, sind für die
betroffenen Menschen aber nicht mehr
finanzierbar.
Aber abgesehen davon gibt es noch die
versteckte Armut: Das sind Menschen,
die wir zu den „Normalverdienern“
rechnen, der so genannte einstige Mit-
telstand. Das sind jene Mitbürger, die
zwar ein „gutes“ Einkommen haben,
aber trotzdem jeden Monatsersten
sehnlich erwarten, damit das überzo-
gene Konto mit dem nächsten Gehalts-
eingang wieder halbwegs abgedeckt
wird, weil ein „normales“ Gehalt von
1.200 bis 1.300 Euro monatlich zur
Abdeckung der Lebenserhaltungs-
kosten halt einfach nicht mehr ausreicht.
Diese Menschen sind gezwungen, sich
Monat für Monat durchzuwurschteln,
damit es sich irgendwie ausgeht. Diese
Bürger bilden wahrscheinlich die Mehr-
heit in unserem Land, werden aber im-
mer weniger, weil sie irgendwann in die
bereits oben erwähnte Kategorie von
Armut abrutschen.
Werte Mitglieder der Regierung! Armut
ist kein Zufall, Armut und Arbeitslosig-

keit und die damit verbunden Konse-
quenzen für die Menschen in unserem
Land sind Produkte einer falschen
Wirtschaftspolitik, die ausschließlich
darauf ausgerichtet ist, den großen
Konzernen, noch mehr Geld zu be-
schaffen zusätzlich zu ihren gigantischen
Profiten. Nicht die kleinen und mittle-
ren ArbeitnehmerInnen wurden bei der
letzten Steuerreform entlastet, nein es
waren wieder die Unternehmer, die auf
die Butterseite fielen. Die sprichwört-
liche „Krot“ fraß der kleine Bürger, der
sich nicht wehren kann – wie denn
auch? Seine Steuern werden ihm
pünktlich mit jedem Gehalt abgezogen.
Seine Wählerstimme ist sowieso nichts
mehr wert.
Jeder einzelne Cent wird vom kleinen
Bürger zu den großen Konzernen ge-
schaufelt. Damit dies möglich ist, wur-
den in den letzten Jahren unsere Sozi-
alleistungen gekürzt, das Pensions-

haben es satt, sich von einer unfähigen
Regierung die Zukunft vorschreiben zu
lassen. Schon Bruno Kreisky hat ge-
sagt: „Wer sein Land verkauft, der ist
verkauft!“ Ich glaube, damit ist wohl
alles gesagt! Sie können sich aufgrund
der hohen Kosten keine gesunden,
nahrhaften Lebensmittel mehr leisten
und werden krank und wenn sie krank
sind, stellen sie sich mit Recht die ban-
ge Frage: Wie kann ich mir meine Me-
dikamente finanzieren, damit ich wei-
terhin arbeitsfähig bin?
Wird man mich aufgrund meiner Er-
krankung aus meinem Job werfen?
Wie kann ich mir einen neuen Job su-
chen, wenn mir kein Geld für neue Klei-
dung und für den Friseur übrig bleibt?

Doris Grössinger ist Sekretärin des
GLB-GdG

system zerschlagen und
durch falsche Arbeits-
marktpolitik die Arbeitslo-
sigkeit verschärft. Und was
machen diese Konzerne?
Anstatt dieses Körberlgeld
in die Schaffung zusätzli-
cher Arbeitsplätze zu inve-
stieren, werden die Gewin-
ne immer höher und gleich-
zeitig zig tausende an Ar-
beitskräften „freigesetzt“,
wie es so schön genannt
wird, um die Aktienkurse
zu erhöhen. So werden die
Reichen immer reicher und
die, die letztendlich die Ge-
winne ja erwirtschaften,
immer ärmer.
Die Bürger unseres Landes
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Von Hubert Schmiedbauer

Die kämpferischen Seiten des ÖGB

Die Gewerkschaften können heuer ein besonderes „8er-Jubiläum“ fei-
ern: Im Mai 1948 wurde der erste ÖGB-Kongress abgehalten. Die Grün-
dung des einheitlichen Gewerkschaftsbundes hatte im April 1945 mit Ver-
sammlungen im befreiten Wien begonnen – die Hitler-Wehrmacht hatte
noch nicht kapituliert und ließ in den letzten Kriegswochen weitere zehn-
tausende Österreicher und Deutsche den „Heldentod“ sterben – und das
sowjetische Militärkommando bewilligte sofort die Gründungsurkunde
mit den drei Unterschriften der führenden Gewerkschafter von SPÖ (Jo-
hann Böhm), ÖVP (Lois Weinberger) und KPÖ (Gottlieb Fiala). Drei Jahre
später war es dann soweit, dass ein ordentlicher Kongress einberufen
werden konnte.

Druck der VP-SP-Koalition

In der von den kommunistischen und
anderen linken GewerkschafterInnen
herausgegebenen Monatszeitschrift „die
arbeit“ (2. Jahrgang, Heft 5, Mai 1948)
legen im Vorlauf des 1. ÖGB-Kongres-
ses führende KollegInnen zur Entwick-
lung von Wirtschaft und Politik Bilanz.
Ein Faden zieht sich durch die Beiträ-
ge: die Fraktionierung im ÖGB. Gott-
lieb Fiala stellt kritisch fest, dass die
Koalition ÖVP-SPÖ bestrebt sei, „den
ÖGB zu einem Werkzeug und Anhäng-
sel der Regierungspolitik zu degradie-
ren. SP und VP haben sich auch im Ge-
werkschaftsbund gegen links verbün-
det.“

Oscar Deubler schreibt über den
Einfluss der VP-SP-Koalition auf die
Tätigkeit des ÖGB: „Mögen die bei-
den Fraktionen im Bundesvorstand in
manchen Fragen anderer Auffassung
sein …, letzten Endes einigen sie sich
doch auf der gemeinsamen Plattform
der parlamentarischen Koalition.“

Mit der Kandidatur als „Gewerkschaft-
liche Einheit“ (später „Gewerkschaftli-
cher Linksblock – Kommunisten, lin-
ke Sozialisten, Parteilose“) demon-
strierten die Linken ihren Willen zu ein-
heitlichen, überparteilichen Gewerk-
schaften und Betriebsräten. So wurde
auch an den Kongress ein Antrag ge-
stellt, der die Fraktionierung verhindern
sollte: „…Jeder Versuch, die Arbeiter-

schaft in den Betrieben und Gewerk-
schaften aufzuspalten, bedeutet eine
Schwächung und Gefährdung der Ein-
heit des Gewerkschaftsbundes“, daher
möge der Kongress „die Aufstellung
gewerkschaftlicher Einheitslisten bei
den Betriebsratswahlen“ empfehlen.
Den linken GewerkschafterInnen war
bei den Betriebsratswahlen zuvor von
rund einem Drittel der KollegInnen  das
Vertrauen ausgesprochen worden.
Natürlich schmetterten die beiden
Regierungsfraktionen einen solchen
Antrag ab… (Später bildeten die sozi-
aldemokratischen und die christlichen
GewerkschaftsführerInnen eigene in-
ternationale Verbände außerhalb des
Weltgewerkschaftsbundes.)

Gottlieb Fiala hebt die Schwerpunkt-
aufgaben hervor, die vor der Gewerk-
schaftsbewegung stehen:  „Die kom-
munistischen Mitglieder des Bundes-
vorstandes haben … Anträge gestellt,
die auf die Hebung der materiellen und
sozialen Lage der Arbeiter und Ange-
stellten gerichtet sind und darüber hin-
aus Maßnahmen für Verstaatlichung,
Planung und Bewirtschaftung vorsehen.
Von entscheidender Bedeutung für die
weitere Entwicklung ist die volle Her-
stellung der österreichischen Souverä-
nität… Der Bundeskongress muss be-
schließen, dass der ÖGB mehr als bis-
her seinen Einfluss auf den baldigen
Abschluss des Staatsvertrages geltend
macht, um den Abzug der Besatzungs-
truppen zu beschleunigen, da die Grün-

de, die seinerzeit zur militärischen Be-
setzung führten, zum größten Teil von
den Besatzungsmächten selbst besei-
tigt wurden und ihre weitere Anwesen-
heit für die Entwicklung der wirtschaft-
lichen und politischen Lage nicht för-
derlich ist.“

Kollektivverträge als Vorhut

Unter den Anträgen, die von den kom-
munistischen Mitgliedern des Bundes-
vorstandes eingebracht worden waren,
finden sich etliche noch heute aktuelle
Forderungen: Die Angleichung der
Löhne an die Inflation – freilich hatten
sich damals die Lebenshaltungskosten
innerhalb eines halben Jahres um rund
25 Prozent erhöht. Viele arbeitsrecht-
liche Fortschritte waren noch nicht auf
Gesetzesebene durchgesetzt, z.B. bei
der Arbeitszeit, der Überstunden-
entlohnung, Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall, Kündigungsfristen, Ab-
fertigungen, also wurde der Antrag ge-
stellt, bei Kollektivvertragsverhand-
lungen solche Bestimmungen einzubau-
en. Einer der Anträge betraf die Schaf-
fung einer modernen Kranken-, Alters-
, Invaliditäts- und Unfallversicherung.
Gefordert wurde die Durchsetzung des
Grundsatzes „Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ in allen Verträgen.
Die politische Hauptrichtung der SPÖ-
ÖVP-Koalition zielte auf die Wieder-
herstellung der kapitalistischen Ord-
nung.  Noch im Dezember 1945 ver-
langte der ÖGB in einer durch eine
Betriebsrätekonferenz bestätigten Re-
solution die Zusammenfassung aller
wirtschaftlichen Agenden in einem Wirt-
schaftsministerium unter der Führung
eines Gewerkschafters. Im selben
Monat fand die nach der November-
Wahl fällige Regierungsbildung statt –
und die Forderung wurde fallengelas-
sen. „Im Zuge dieser Entwicklung wur-
de der Einfluss der Arbeiter und Ange-
stellten immer weiter zurückgedrängt“,
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schreibt Otto Horn in der „arbeit“
(1948/5). „Heute muss die Arbeiter-
schaft bereits in schwersten gewerk-
schaftlichen Aktionen um die Erhaltung
bereits errungener Positionen kämpfen
und die weitere Entwicklung lässt er-
kennen, dass diese Kämpfe um die
primitivsten Lebensinteressen und
Rechte an Heftigkeit noch zunehmen
werden.“

Die Vorstellung eines großen Teils der
sozialistischen KollegInnen von einer
sozialen, ja nichtkapitalistischen Ent-
wicklung blieb über viele Jahre leben-
dig. Auf dem 1.Kongress wurde nicht
zufällig Bundespräsident Karl Renner
eingeladen, ein Referat zu halten. Titel:
„Vom liberalen zum sozialen Staat.“
(Nach dem Kongress befasst sich die
„arbeit“ ausführlich mit dessen Inhal-
ten und Weichenstellungen.)

Gegenoffensive des Kapitals

Obwohl die linken Kräfte in den fol-
genden Jahren stark zurückgedrängt
wurden – oft genug mit unsaubersten
Mitteln oder gar im Zusammenwirken
der Koalitionsfraktionen mit Managern
und Unternehmern – blieb ihre kämp-
ferische Herangehensweise an die Ar-
beit in Betrieben und Gewerkschaften
für tausende Vertrauensleute und Be-
triebsräte der anderen Fraktionen
bewußtseinsprägend.

Seither haben nahezu drei Generatio-
nen in unzähligen kleinen und größeren
Kämpfen viel erreicht. Die rasant stei-
gende Arbeitsproduktivität und die
Systemgrenze in Europa konnte zu
wirtschaftlichen und sozialen Fortschrit-
ten genutzt werden. Aber der während
60 Jahren wieder aufgepäppelte und

politisch abgesicherte Kapitalismus hat
sich in den letzten zwei Jahrzehnten gro-
ße Stücke einschließlich einer fast un-
begrenzten aggressiven Weltherrschaft
zurückgeholt und bedroht in seinem
globalen Raubzug Milliarden Men-
schen.
Der Traum von einem Sozialstaat mün-
dete in einen ungeheuren Sozialabbau
unter den Schlagworten „Neoliberalis-
mus“ und „Wettbewerb“. Doch in den
Gewerkschaftsbewegungen aller Kon-
tinente wachsen die Kräfte des Wider-
stands und die Bestrebungen nach ein-
heitlichem Handeln, oft unter Bedingun-
gen, die weit schlimmer sind als jene in
Österreich 1948. Aber die Erfahrun-
gen werden uns allen nutzen – wenn
wir selbst aus unserer Geschichte die
richtigen Lehren ziehen.
Hubert Schmiedbauer ist
Journalist in Wien

Von Anita Kainz

Callcenter: „.... bitte warten!“

Wer von uns hat das noch nicht erlebt? Man ruft wegen eines bestimm-
ten Produktes die auf dem Vertrag angegebene Telefonnummer an. Zu-
erst ertönt wunderschöne Musik, dann hört man eine Tonbandstimme:
„Sie werden sofort nach Freiwerden einer Leitung bedient.“ Wenn man
Glück hat, dauert es nicht zu lang, bis sich eine freundliche Stimme mel-
det: „Einen wunderschönen guten Tag, mein Name ist XY, was kann ich
für Sie tun?“

Nachdem man seine Frage oder sei-
nen Wunsch kundtut, gibt es zwei Mög-
lichkeiten. Entweder man bekommt
eine zufrieden stellende Antwort oder
man wird so lange weiter verbunden,
bis man aus der Leitung fliegt und die
ganze Prozedur des Anrufes wieder-
holen muss, was zeit- und kostenauf-
wendig ist.

Dabei ist man die ganze Zeit der Mei-
nung, dass man mit MitarbeiterInnen
des gewünschten Unternehmens
spricht. Das ist aber meistens nicht der
Fall. Immer mehr Firmen bedienen sich
so genannter „Callcenter“, um Perso-
nalkosten zu sparen. Diese sind oft im
Ausland angesiedelt. Eine internationale

Studie (siehe APA0118) hat rund
2.400 Callcenter in 17 Ländern unter
die Lupe genommen.

Die Studienautoren stellen generell fest,
dass weltweit die Zahl der Callcenter
zunimmt. Bei den Unternehmen ist vor
allem die Flexibilität  der Zentren ge-
fragt. So findet die Arbeit oftmals un-
ter atypischen Arbeitsverhältnissen statt
und kann aufgrund moderner Techno-
logien auch leicht verlagert werden.

Um die Arbeitsbedingungen in den ein-
zelnen Ländern zu analysieren, erho-
ben die Forscher etwa den Handlungs-
spielraum der einzelnen Mitar-
beiterInnen, die interne Überwachung,

sowie die Entlohnung. So gibt es un-
terschiedlich strenge Vorgaben, etwa
was Dauer und Zahl von Anrufen an-
geht. Selbst die Floskeln, mit denen die
MitarbeiterInnen bei den Telefonaten
agieren, können geregelt sein. Der Lohn
ist um durchschnittlich 18 Prozent nied-
riger als im eigenen Betrieb.

Je regulierter der Arbeitsmarkt ist,
umso höher ist das Interesse von Fir-
men, Callcenter-Arbeit an Betriebe mit
günstigeren Tarifverträgen und Bran-
chenstandards auszulagern. In neue
Callcenter wird genug Geld investiert,
aber für bessere Arbeitsbedingungen
der Angestellten heißt es leider: „.....bit-
te warten, bitte warten!“
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Phantasiegebilde Normkosten
Von Thomas Erlach
Nach wie vor sollen 930 MitarbeiterInnen bei EXIT-sozial und Pro Mente
änderungsgekündigt werden. Obwohl nach massiven Protesten der Be-
legschaften die Sozialabteilung des Landes Oberösterreich eine dreimo-
natige Nachdenkpause ausgerufen hat sind die Arbeitgeber – in unter-
schiedlicher Härte – weiter dabei die Verschlechterungen voranzutreiben.
So droht Pro Mente offen MitarbeiterInnen nie wieder im Betrieb zu be-
schäftigten, wenn sie die Änderungsvereinbarungen nicht unterschreiben.

Es geht also weiterhin darum, eine gan-
ze Generation von MitarbeiterInnen zu
entsorgen, weil sie, gemäß dem soge-
nannten Normkostenmodell des Lan-
des, zu teuer sind. Das Normkosten-
modell diskriminiert ältere, langjährige
MitarbeiterInnen, da ihr Gehalt über
dem finanzierten Durchschnitt liegt, und
jene Vereine werden finanziell besser
dastehen, die weniger Personal über
dem genormten Maß beschäftigen.
Weiters weigert sich der Geldgeber die
Schmutz- und Erschwerniszulage zu fi-
nanzieren. Als Argument wird ange-
führt, dass die Erschwernis, die ja Teil
der Arbeit ist, schon mit dem Grund-
gehalt abgegolten ist. Seltsamerweise
werden aber in den sozial-
psychiatrischen Einrichtungen des Lan-
des, neben der Erschwerniszulage
noch viele andere Zulagen ausbezahlt,
die den MitarbeiterInnen der Sozial-
vereine bisher noch unbekannt waren.
„Normkosten“ sind ein Synonym für
„Sollkosten“. Hinter diesem Begriff,
der den Anschein von Fachlichkeit und
Wissenschaftlichkeit erwecken soll,
verbergen sich aber einfach gesagt, nur
die Kostenvorgaben der Sozialab-
teilung. Dass die Mittel, die in Zukunft
für den Sozialbereich in Oberösterreich
ausgegeben werden sollen, so deutlich
hinter dem tatsächlichen Aufwand der
Sozialvereine liegen, ist zum Einen ein
weiteres Zeichen für einen Grundsatz,
der in den letzten Jahren die Vereine
finanziell an die Wand gespielt hat.
Nämlich, die Annahme der Sozialab-
teilung, dass grundsätzlich immer Ein-
sparungen im Umfang von 20  Prozent
möglich sind. Zum Anderen liegt das
Normkostenmodell so weit neben der

Realität, wegen der konsequenten Ver-
meidung von Kommunikation zwi-
schen den Organisationen und dem
Land Oberösterreich.
Wenn man die Entstehungsgeschichte
des Normkostenmodells betrachtet,
fällt zuerst auf, dass die Vereine dem
Land und der beigezogenen
Beratungsfirma eine Unmenge von
Daten abliefern mussten. Es mag bei-
nahe schikanös anmuten, wenn mehr-
mals monatlich vollkommen unter-
schiedliche Zahlen und Berechnungen
verlangt werden. Vor allem, wenn im
Verborgenen bleibt, was mit diesen
Zahlen eigentlich berechnet werden
soll. Laut Angaben von Beratungs-
profis, macht so eine seltsame Vorge-
hensweise nur bei unklaren Auftrags-
inhalten einen Sinn. Da die Berater-
Innen nicht genau wissen, was sie ei-
gentlich wie berechnen sollen, verlan-
gen sie viele unterschiedliche Berech-
nungen. Diese Berechnungen werden
erfahrungsgemäß großteils schub-
ladiert. Während die betroffenen Ge-
schäftsführungen mit Rechnen beschäf-
tigt sind, erfolgen die Entscheidungen
dann meistens nach anderen Kriteri-
en.
Bei einer genaueren Analyse des Pro-
zesses, stellt sich als erstes Problem
heraus, dass Auftraggeber einer etwai-
gen Strukturanpassung zwecks
Kostenoptimierung, und die betroffe-
nen Organisationen nicht identisch sind.
Gerade bei solch einer zusätzlichen
Komplizierung der Ausgangssituation
ist eine offene und lückenlose Kom-
munikation zwischen allen Beteiligten
für die Qualität des Ergebnisses beson-
ders wichtig. Üblicherweise wird da-

für ein Steuerungskreis installiert, indem
alle Beteiligten gemeinsam und auf sel-
ber Augenhöhe festlegen, welche Zah-
len ermittelt werden und für welche In-
halte sie stehen.
Im gegebenen Fall sieht es aber eher
so aus, als wollte die Landesregierung
unter Zuhilfenahme einer Beraterfirma
den Sozialbereich umstrukturieren.
Aber möglichst ohne Beteiligung der
Betroffenen. Wobei erschwerend hin-
zukommt, dass die Sozialabteilung bis-
her vermieden hat, sich damit ausein-
ander zu setzten, was eigentlich die
Qualität unserer Arbeit ausmacht. Von
Seiten der Berater wurde ein kurzer
Versuch unternommen, sich mit der
Fachlichkeit der sozialen Arbeit ver-
traut zu machen. Wegen zu knapper
zeitlicher Ressourcen wurde der Ver-
such von Beraterseite abgebrochen.
Daraus ergibt sich das nächste Pro-
blem. In Ermangelung von fachlichen
qualitativen Kriterien wird die Sozial-
arbeit ausschließlich nach quantitativ
messbaren Kriterien dargestellt. Unse-
re Arbeit wird jetzt mit dem Rechen-
stift beschrieben, was natürlich ein Pa-
radoxon an und für sich ist, da die In-
halte unserer Arbeit hauptsächlich qua-
litativ zu beschreiben sind. Da man es
konsequent vermeidet, in einen tatsäch-
lichen Dialog mit den ProfessionistInnen
zu kommen, wird die soziale Arbeit von
Menschen verändert, die nichts von ihr
verstehen. Wie wir gehört haben, wird
aber über diese Veränderungen verhan-
delt.
Diese sogenannten Verhandlungen zwi-
schen der Sozialabteilung und den Ar-
beitgebern verdienen aber eigentlich ih-
ren Namen nicht. Viel verhandelt wird
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steht, ist auf Seite der Betriebsräte bis-
her nicht entstanden.
Vielmehr befinden wir uns in dem Di-
lemma, dass unter Ausklammerung der
Fachlichkeit, und Vermeidung jeglichen
Dialoges, der Sozialbereich mit dem
Rechenstift zurechtgestutzt wird. Die
Kostenvorstellungen der Landesregie-
rung wurden, unter Ausklammerung
der Auswirkungen auf die betroffenen
Menschen und der zukünftigen Folgen
für die Qualität sozialer Arbeit, in eine
nach Außen hin schöne, aber innen
hohle Form gebracht Somit ist das
Normkostenmodell, als unprofes-
sionelles Phantasiegebilde, mit aller
Kraft abzulehnen.
Nach dem intensiven Protest der Be-
legschaften raffen sich die Arbeitgeber
jetzt auch zu ersten zarten Protest-

Thomas Erlach ist Sozialarbeiter
und Stv. BRV von EXIT-sozial Linz

versuchen gegenüber dem Geldgeber
auf. Bisher haben sie ja eher damit ge-
glänzt, als Erfüllungsgehilfen einer maß-
losen Ökonomisierung den Druck der
Landesregierung unvermindert auf die
Belegschaften zu übertragen. Wir Be-
triebsrätInnen fordern die Geschäfts-
führungen auf, jetzt endlich aktiv zu
werden und dafür zu sorgen, dass sie
vom Geldgeber mit ihren Anliegen ernst
genommen werden. Diesen Part haben
bis jetzt die Belegschaften für sie über-
nehmen müssen.
Die Landesregierung fordern wir
BetriebsrätInnen auf, endlich einen
wirklichen Dialog mit den
ProfessionistInnen zu beginnen und
nicht Politik über die Köpfe der be-
troffenen Menschen hinweg zu machen.
Weiters fordern wir, vom Normkosten-
modell wegen erheblicher qualitativer
Mängel mit sofortiger Wirkung abzu-
rücken.

da nicht. Vielmehr handelt es sich da-
bei um einen Rapport der Geschäfts-
führungen und einseitige Willenserklä-
rungen der BeamtInnen. Den Eindruck,
dass hier wirkliches Interesse an den
Standpunkten der Organisationen be
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Von Ingo Riß

Zerknüllt und in die Ecke geworfen

Robert Hobek ist Vorsitzender des Vertrauenspersonenausschusses (Be-
triebsrat) der Post-Zustellbasis in Wien Liesing. Hobek ist bekannt da-
für, als streitbarer Personalvertr eter mit ihm eigener Vehemenz zu agie-
ren.

So tat er es auch im August 2004, als
er von einem Briefzusteller seiner
Dienststelle zu einem Disziplinar-
gespräch mit der Dienststellenleitung
zugezogen wurde. Im Zuge dieses
Disziplinargespräches wurde jenem
Arbeitskollegen eine Sachverhalts-
darstellung vorgelegt, mit dem Ansin-
nen, dieses zu unterschreiben.
Der Betroffene bezeichnete die Dar-
stellung aber als unrichtig. Hobek nun
– erkennbar entrüstet über den Inhalt
– zerknüllte das Papier der Dienststel-
lenleitung und warf es in die Ecke. So-
weit das erste „Faktum“.

Im Oktober des Jahres 2004 wurde
Hobek wieder für seine Belegschaft in
einer Weise aktiv, die der Dienststellen-
leitung missfiel. Frühmorgens, als die
Briefzusteller in der Zustellbasis mit
dem Sortieren der Briefsendungen
befasst waren, griff Hobek zum Hallen-
mikrofon und machte eine Durchsage,
über deren Inhalt sich im weiteren die
Geister scheiden. Während Hobek
sich daran erinnert, eine Durchsage zur
Information der Belegschaft gemacht zu
haben, geht die Dienststellenleitung von
einem „Ausruf des letzten Absam-
meldurchganges“ aus, was diesfalls eine
dienstliche Anordnung wäre und unbe-
stritten nicht in die Zuständigkeit
Hobeks fiele.

Disziplinarverfahren gegen
Hobek?

Robert Hobek ist an seiner Dienststel-
le beliebt, erzielte er doch bei den
Personalvertretungswahlen zuletzt gar
die absolute Mehrheit und alle Man-
date. Weniger beliebt scheint er dage-
gen bei der Dienststellenleitung zu sein,
die nun alles daran setzt, ihm den

Disziplinarprozess zu machen.
Das Bundes-Personalvertretungsgesetz
schließt allerdings ein disziplinarrecht-
liches Vorgehen gegen ein Mitglied des
Vertrauenspersonenausschusses aus.
Nur wenn der Vertrauenspersonen-
ausschuss selbst erklärt, dass die in-
kriminierte Handlung nicht in Ausübung
des Personalvertretungsmandats ge-
setzt wurde, ist eine disziplinäre Ver-
folgung möglich. Der Vertrauens-
personenausschuss erklärte nun, dass
beide genannte Handlungen von seinem
Obmann in Ausübung des Mandats
gesetzt worden seien. Eine derartige
Stellungnahme unterliegt allerdings der
gerichtlichen Überprüfbarkeit.

Die Klage der Post AG

Die Post AG brachte somit gegen den
Vertrauenspersonenausschuss Klage
beim Arbeits- und Sozialgericht Wien
ein. Die Klage begehrte die gerichtli-
che Feststellung, dass einerseits das
Zerknüllen und Wegwerfen der
Sachverhaltsdarstellung und anderer-
seits das Ausrufen des „letzten
Absammelgangs“ jeweils nicht in Aus-
übung des Mandates erfolgt seien, um
solcherart den Weg für ein Disziplinar-
verfahren gegen Hobek frei zu machen.
Das Arbeits- und Sozialgericht Wien in
erster Instanz gab der Klage der Post
AG statt. Robert Hobek habe die ihm
vorgeworfenen Handlungen nicht in
Ausübung des Mandats gesetzt.

Der Vertrauenspersonenausschuss er-
hob gegen dieses Urteil Berufung an das
Oberlandesgericht Wien - und war er-
folgreich. Das Berufungsgericht änderte
das erstinstanzliche Urteil betreffend
„Zerknüllen und Wegwerfen einer Nie-
derschrift“ und wies die Klage der Post

AG diesbezüglich ab. In Bezug auf den
Vorwurf des „Durchsagens des letzten
Absammelganges“ hob es das Urteil
auf und übertrug dem Erstgericht die
Klärung, ob Robert Hobek mit dem
Hallenmikrofon den „letzten
Absammelgang“ ausgerufen oder, wie
vom Vertrauenspersonenausschuss
vorgebracht, eine Mitteilung an die
Belegschaft durchgegeben hat. Gegen
das Berufungsurteil richtete nun die Post
AG Revision an den Obersten Ge-
richtshof.

OGH: „Non-verbale
Unmutsäußerung in Ausübung des
Mandats“

Die oberstgerichtliche Entscheidung
liegt nun vor und stellt für den
Vertrauenspersonenausschuss der Zu-
stellbasis Liesing und für Robert Hobek
einen bedeutenden Teilerfolg dar.

Das Zerknüllen und Wegwerfen der
Sachverhaltsdarstellung im Zuge eines
Disziplinargesprächs mit einem Brief-
zusteller, zu dem der Obmann des
Vertrauenspersonenausschusses beige-
zogen worden war, ist nach der
Rechtsauffassung des Obersten Ge-
richtshofes („gerade noch“) im Sinn ei-
ner non-verbalen Unmutsäußerung im
Zusammenhang mit der (vermeintli-
chen) Wahrung der Interessen des mit
Vorwürfen konfrontierten Dienst-
nehmers zu sehen und somit „in Aus-
übung des Mandats“ erfolgt.

Der Oberste Gerichtshof führt hiezu
aus, dass die Funktion als Personal-
vertreter über den Wortlaut des
Personalvertretungsgesetzes hinaus-
geht. Entscheidend ist, so der OGH,
ob die Personalvertretertätigkeit im
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Von Siegfried Pötscher

Arbeitsr echt-Tipp: Behinderung

Im Berufsleben kann es von Vorteil
sein, wenn Personen mit Behinderung
dem Kreis der begünstigten Behinder-
ten angehören. Diese haben unter an-
derem einen besonderen Kündigungs-
schutz, besondere Förderungen und
eventuell Zusatzurlaub. Personen mit
einem Grad der Behinderung von min-
destens 50 Prozent können einen An-
trag bei der zuständigen Landesstelle
des Bundessozialamts stellen. Die Fest-
stellung des Grades der Behinderung
erfolgt durch Sachverständige des
Bundessozialamtes.
Neben dem Grad der Behinderung
muss der Antragsteller österreichischer
Staatsbürger, EU-Bürger oder aner-
kannter Flüchtling sein. Weiters kön-
nen Personen mit Behinderung einen
Antrag stellen, die in einer Lehr-,
Krankenpflegedienst- oder Hebam-
menausbildung und nach Abschluss der
Hochschulausbildung in einer berufs-

vorbereitenden Beschäftigung stehen.
Bei der Antragstellung sind ein formlo-
ser Antrag, ärztliche Befunde und der
Staatsbürgerschaftsnachweis mitzu-
bringen. Somit wird ein sogenanntes
Feststellungsverfahren eingeleitet, im
Rahmen dessen der Grad der Behin-
derung durch ärztliche Sachverständi-
ge festgestellt wird.
Nicht zum Kreis der begünstigten Be-
hinderten zählen Personen die sich noch
in Schul- oder Berufsausbildung befin-
den (Ausnahme Lehrlinge ) oder das
65. Lebensjahr überschritten haben und
nicht mehr in Beschäftigung stehen oder
eine Geldleistung wegen dauernder Er-
werbsunfähigkeit beziehen oder eine
Alterspension und nicht in Beschäfti-
gung stehen oder wegen der Schwere
der Behinderung nicht in den
Arbeitsprozess eingegliedert werden
können. Auch zur Ausübung einer Er-
werbstätigkeit auf einem geschützten

Arbeitsplatz oder in einem integrativen
Betrieb nicht geeignet sind.
Der erhöhte Kündigungsschutz bedeu-
tet, dass der Dienstgeber vor Aus-
spruch einer Kündigung die Zustim-
mung des Behindertenausschusses ein-
holen muss. Während der ersten sechs
Monate eines neuen Arbeitsverhältnis-
ses gilt der Kündigungsschutz nicht.
Kein Schutz besteht bei einer einver-
nehmlichen Auflösung des Arbeitsver-
hältnisses und bei Zeitablauf eines be-
fristeten Arbeitsverhältnisses sowie bei
einer berechtigten fristlosen Entlassung.

Sinn der Vertretung der Interessen der
Bediensteten gegenüber dem Dienst-
geber zu werten ist. Es liegt, so der
OGH, im Wesen der in § 28
Personalvertretungsgesetz den
Personalvertretern eingeräumten ech-
ten beruflichen Immunität, dass auch
gewisse Pflichtverletzungen sanktions-
los zu bleiben haben, wenn sie in Aus-
übung der Funktion als Personal-
vertreter erfolgten.

In diesem nun rechtskräftig oberst-
gerichtlich beendeten Verfahren wur-
de somit hinlänglich klargestellt, dass
der Maßstab für die Beurteilung einer
Personalvertreterhandlung nicht sein
kann, ob es sich hiebei um ein in der
Situation angebrachtes Verhalten dar-
stellt. Würde eine solche Beurteilung
zum Maßstab erhoben, läge es alleine
in der Beurteilung des jeweiligen
Dienstgebers, eine Handlung des
Personalvertreters als ungehöriges Be-

nehmen zu beurteilen und auf diese
Weise den Personalvertreter um seine
disziplinäre Immunität zu bringen. Mit
anderen Worten: Belegschaftsvertreter
dürfen für ihre Belegschaft schon mal
auf den Tisch hauen.

Im Weiteren formal-hypothetisch

Was das zweite inkriminierte Faktum,
das „Ausrufen des letzten
Absammelganges“ über die Hallen-
sprechanlage betrifft, so wurde dem
Revisionsrekurs der Post AG Folge
gegeben und die Durchsage als nicht in
Ausübung des Mandats erfolgt bewer-
tet. Der Oberste Gerichtshof betont
hiezu allerdings, dass es sich hiebei um
eine quasi hypothetische Annahme han-
delt: Gesetzt den Fall, Hobek hat den
„letzten Absammelgang“ ausgerufen
und solcherart unmittelbar in das be-
triebliche Geschehen eingegriffen, dann
erfolgte dies nicht in Ausübung des

Personalvertretermandats. Gesetzt den
Fall.

Der OGH hält dazu fest, dass die Ge-
richte allerdings nicht zu prüfen haben,
ob der Personalvertreter die ihm vor-
geworfene Handlung oder Äußerung
überhaupt gesetzt hat. Eine inhaltliche
Prüfung dahingehend, ob das Perso-
nalvertretungsorgan das ihm vorgewor-
fene Verhalten oder - wie hier - den
Wortlaut auch tatsächlich getätigt hat,
ist dem Gericht verwehrt. Der konkrete
Inhalt der Durchsage müsse daher erst
in einem - in die Hoheit des Dienst-
gebers fallenden - Disziplinarverfahren
geklärt werden. Die Post AG erhielt
sohin in diesem Punkt auf eine formal-
hypothetische Weise Recht.

Ingo Riß ist Rechtsanwalt in Wien
und Vertreter des Vertrauens-
personenausschusses der Zustell-
basis Liesing im Verfahren
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Von Franz Grün

Weg von der Straße
Der Staat spielt im Verkehrsbereich eine wichtige Rolle. Er ist verant-
wortlich für  die Verkehrsinfrastruktur  und er setzt die Rahmenbedingun-
gen im raumplanerischen und ökologischen Verkehrsbereich. Europa-
weit wurde das Straßennetz seit 1980 um mehr als 70 Prozent ausgebaut,
während der Umfang der Schienenwege um 9 Prozent abnahm.

Bei den prognostizierten Wachstums-
raten werden die Transporterforder-
nisse im 21. Jahrhundert ohne Umlen-
ken in Richtung Verkehrsvermeidung
nicht zu erfüllen sein. Dies kann durch
Verkürzung der Verkehrswege und
Verkehrsverlagerung auf umweltfreund-
liche Verkehrsmittel erfolgen. Die Zeit
des relativ billigen Öls geht zu Ende,
Benzin- und Dieselpreise werden dau-
erhaft steigen und unser Lebensstan-
dard wird sinken.
Eine der Möglichkeiten dieser Tendenz
entgegenzuwirken ist den Güter-
schienenverkehr konkurrenzfähig zu
machen. Das Image der Bahn im Be-
reich des Güterverkehrs ist allerdings
denkbar schlecht. Kunden klagen über
lange Transportzeiten, unflexible Ange-
bote und hohe Kosten im Vergleich zum
Transport auf der Straße. Um hier
Lösungsansätze zu erzielen ist aber
nicht nur die Bahn sondern in minde-
stens gleichem Ansatz die Politik als
gesetzgebender Mechanismus gefor-
dert. Die Schweiz hat der Bevorzugung
des Schienenverkehrs Verfassungsrang
gegeben. Dies hatte erhebliche Kon-
sequenzen für die Verkehrsinvestitionen
des Bundes und der Kantone, die seit
Jahren verstärkt in Gleise, Bahnhöfe
und Verladezentren fließen.
Nach dem zweiten Weltkrieg wurde
europaweit ein leistungsfähiges Auto-
bahnnetz erstellt, welches große Pro-
duktivitätssteigerungen im Straßen-
güterverkehr bewirkte. Dies führte
zwangsläufig zu einer Verlagerung der
Marktanteile zwischen Schiene und
Straße. Der Ausbau der Schienen-
infrastruktur wurde dabei sträflich ver-
nachlässigt. Die Modernisierung des

europäischen Eisenbahnnetzes auch für
den Güterverkehr ist deshalb eine
Grundvoraussetzung für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Schiene.
Während in der Schweiz durch ein-
schneidende Maßnahmen wie die
Bahnreform, die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe, Nacht-
Sonn- und Feiertagsfahrverbot die
Anzahl der alpenquerenden Lastwa-
genfahrten zunächst stabilisiert und da-
nach gesenkt werden konnte (in vier
Jahren über zehn Prozent) ist dem die
Entwicklung in Österreich entgegenzu-
stellen wo die Anzahl der Schwer-
transporte auf der Straße seit 2004 je-
des Jahr um rund zwanzig Prozent
steigt.
Auch im personenbefördernden Ver-
kehr krankt es bedenklich. Zwar ist hier
die Zahl der beförderten Personen um
rund zehn Prozent gestiegen, jedoch ist
dies hauptsächlich auf die hohen Treib-
stoffpreise sowie den mangelnden ko-
stenlosen Parkmöglichkeiten in den
Ballungszentren und weniger auf das

hervorragende Angebot an öffentlichen
Verkehrsmittel zurückzuführen. Betrof-
fen sind auch hier vor allem alle im
Dienstleistungsbereich beschäftigten
Pendler die durch die ständig fort-
schreitende Liberalisierung der Öff-
nungszeiten keine Möglichkeit zur Be-
nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ha-
ben.
Eine Verbesserung des Angebotes für
Pendler außerhalb der Städte ist nur
zaghaft im Ansatz zu erkennen. Auf ei-
nen steigenden Bedarf an Wagen-
material für zusätzlich zu führende Züge
wurde viel zu spät reagiert. Auch bei
der bestehenden Schieneninfrastruktur
besteht Nachholbedarf. Hier darf sich
der Gesetzgeber nicht aus seiner Ver-
pflichtung für die Verkehrsversorgung
im gesamten Bundesgebiet davon-
stehlen. Und für die Aufgaben, die dem
Bund zugeschrieben werden, ist er auch
für die Finanzierung verantwortlich.

Franz Grün ist Bundessekretär des
GLB-vida
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Betriebsratswahlen aktuell
Im Februar 2008 fand an der Universität für Musik und
darstellende Kunst (UMK) in Graz die fällige Betriebsrats-
wahl für das allgemeine Universitätspersonal statt. Margitta
Kaltenegger wurde dabei als Spitzenkandidatin einer unab-
hängigen Liste als Betriebsratsvorsitzende gewählt und hat
ihr Mandat wieder für den GLB deklariert.

Bei der am 10. März 2008 stattgefundenen erstmaligen Be-
triebsratswahl bei ABF Feldkirch – einem Betrieb, der
Transitarbeitsplätze anbietet – wurde die Liste von Kolle-
gen Axel Nimtz gewählt, die allein in seinem Bereich
(Rankweil) alle gültigen Stimmen erhielt.

Im Gastronomiebetrieb „Heuriger Lamerer Stuben“ in Inns-
bruck fand am 11. März 2008 die Betriebsratswahl statt.
Dabei erhielt die Liste von Sepp Stingl alle gültigen Stim-
men.

Bei Sandvik in Zeltweg erzielte bei der Wahl am 11. März
die Überparteiliche Liste Zeltweg (ÜLZ) mit Listenführer
Didi Zechner und Franz Leitner 70 Stimmen bzw. 28,2 Pro-
zent und zwei Mandate (2004: 44 Stimmen, 18,3 Prozent
ein Mandat).

In dem von Magna-Steyr ausgegliederten Betrieb Ersatzteil-
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wesen in Graz-Thondorf erzielte Kollege Walter Seibert bei
der Betriebsratswahl am 12. März ein Mandat (FSG drei
Mandate).

Bei Stahl Judenburg erreichte die Liste „Neue Generation“
auf Anhieb drei von sieben  Mandaten. Die FSG kam auf
vier Mandate.

Dagegen verfehlte der GLB im voestalpine-Hüttenwerk
Donawitz mit 53 Stimmen bzw. 6,1 Prozent das Mandat
um sechs Stimmen und ist nicht mehr im Arbeiterbetriebsrat
vertreten (2004: 72 Stimmen, 9,5 Prozent, ein Mandat)

Vom 25. bis 27. März 2008 fanden bei „Jugend am Werk“
Betriebsratswahlen statt. Dabei erzielte die Liste „SDG -
die alternative“ mit neuen KandidatInnen auf Anhieb drei
Mandate, von denen zwei (Stefan Schwarzenecker und
Heinz Farasin) für den GLB deklariert wurden.

Bei der Betriebsratswahl am 28. März 2008 konnte die
überparteiliche und unabhängige Liste „Mitarbeiter“ bei
Magna Powertrain (Werke Lannach, Albersdorf und Ilz) je
ein Mandat bei den ArbeiterInnen sowie auch bei den An-
gestellten hinzugewinnen. Die Liste ist nun im Arbeiter-
betriebsrat mit drei Mandaten (Katzensteiner, Kasper,
Kröpfl) und im Angestelltenbetriebsrat (Korp, Bur) mit zwei
Mandaten vertreten.

„Schwarzbuch Arbeitswelt“ 2008
Zum zweiten Mal hat die oö Arbeiterkammer ihr „Schwarz-
buch Arbeitswelt“ herausgegeben. Die Dokumentation ist
ein Extrakt aus 220.000 Beratungs- und 16.000
Vertretungsfällen bei denen 43 Millionen Euro erstritten
werden konnten allein im Jahre 2007 – und zeigt die Rea-
lität des neoliberalen Kapitalismus.
Der „Sozialpartner“ Wirtschaftskammer reagierte schon
2006 allergisch auf das „Schwarzbuch“, weil damit alle
UnternehmerInnen pauschal als Rechtsbrecher dargestellt
würden. Der Reflex die „schwarzen Schafe“ zu decken
ist offenbar sehr ausgeprägt, statt selber für Recht und
Ordnung zu sorgen.
Auch im „Schwarzbuch“ 2008 werden wieder die
„Top Ten“ jener Unternehmen aufgelistet, welche
die AK am meisten beschäftigt haben, Spitzenreiter
ist die Reinigungs- und Bewachungsfirma
O´Connor Enterprises mit Sitz in Wels. Dazu gibt
es 63 aktuelle und exemplarische Fälle aus dem
Arbeitsrechtsalltag. Das „Schwarzbuch“ gibt´s als
PDF auf der Website der oö Arbeiterkammer unter
http://www.arbeiterkammer.com/pictures/d36/
Schwarzbuch2008_web.pdf.

Leo Furtlehner
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